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Sehr geehrter Herr Professor Ries,

in der vorbezeichneten Angelegenheit danke ich für die mir gewährte Akteneinsicht.

Namens und im Auftrag meiner Mandantschaft möchte ich den mit Schriftsatz vom 03.02.2014 
eingelegten Widerspruch gegen die von Ihnen angekündigte Löschung des Umwandlungsver­
merks wie folgt begründen:

Vorbemerkung

Sie teilen in Ihrem Schreiben vom 08.01.2014 mit, dass Sie beabsichtigen, die Eintragung Nr. 1, 
Spalte 6 b, von Amts wegen nach § 395 FamFG zu löschen, nachdem das Kammergericht aus­
weislich seiner Entscheidung vom 16.12.2013 den eingetragenen Umwandlungsvermerk für 
unzulässig hält. Das Kammergericht hat in seinem Beschluss vom 16.12.2013, Aktenzeichen 
12 W 32/12 den Beschluss des Amtsgerichtes Charlottenburg vom 04.10.2011 auf die Be­
schwerde der Beteiligten zu 2) und 3) hin aufgehoben. Das Kammergericht hat die Aufhebung 
des Beschlusses des Amtsgerichtes Charlottenburg vom 04.10.2011 zwar damit begründet, dass 
der Umwandlungsvermerk entgegen der vom Amtsgericht Charlottenburg vertretenen Rechts­
auffassung zu löschen sei, die in dem Beschluss geäußerte Rechtsauffassung gründet sich aber 
ausschließlich auf den bisherigen einseitigen und bewusst unvollständigen Vortrag der Beteilig­
ten zu 2) und 3) und stellt demzufolge keine abschließende und für das Amtsgericht Charlotten­
burg bindende Rechtsauffassung des Kammergerichtes dar. Das Kammergericht hat daher in 
seinem Beschluss „für das weitere vom Registergericht zu betreibende Verfahren “ auch aus­
drücklich darauf hingewiesen, dass die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
an dem Verfahren auf Löschung des Umwandlungsvermerkes zu beteiligen sein dürfte.
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Das Amtsgericht Charlottenburg hat folglich auch unter Berücksichtigung der nachfolgenden 
Ausführungen zu prüfen, ob die Voraussetzungen für eine Löschung des Umwandlungsver­
merks wegen des Mangels einer wesentlichen Voraussetzung gemäß § 395 FamFG erfüllt sind. 
Das Amtsgericht Charlottenburg hat dabei eine eigenständige Ermessensentscheidung vorzu­
nehmen. Das Gericht ist nicht an die in dem Beschluss zum Ausdruck gekommene Rechtsauf­
fassung des Kammergerichtes gebunden.

Wir werden nachfolgend darlegen, dass die Voraussetzungen für eine Amtslöschung gemäß 
§ 395 FamFG nicht vorliegen, da das Kammergericht die von ihm zitierten Vorschriften des 
Gesetzes zur Privatisierung und Reorganisation des volkseigenen Vermögens (Treuhandgesetz) 
aufgrund des einseitigen Vortrages der Beteiligten zu 2) und 3) fehlerhaft angewendet und da­
rüber hinaus die materielle Rechtslage zum Entstehen der Beteiligten zu 1) nicht eigenständig 
geprüft, sondern lediglich eine ebenfalls auf dem einseitigen Vortrag der Beklagten zu 2) und 3) 
beruhenden Beweislastentscheidung des Oberlandesgerichtes Frankfurt zugrunde gelegt hat.

Im Einzelnen:

A. Voraussetzungen für die Amtslöschung gemäß § 395 Abs. 1 FamFG

Gemäß § 395 Abs. 1 FamFG ist eine Eintragung im Register von Amts wegen oder auf 
Antrag zu löschen, wenn die Eintragung wegen des Mangels einer wesentlichen Vo­
raussetzung unzulässig ist.

I. Keine isolierte Löschung des Umwandlungsvermerks

Die Beteiligten zu 2) und 3 haben mit Schriftsatz vom 26.04.2010 die Löschung des im 
Handelsregister in Spalte 6 b unter Nr. 1 eingetragenen Umwandlungsvermerks bean­
tragt. Sie begründen dies damit, dass die Aufbau Liquidationsgesellschaft mbH erst 
durch die Nachgründungsmaßnahmen nach § 19 TreuhG, bei denen es sich tatsächlich 
um fehlerhafte Neugründungsmaßnahmen gehandelt habe, sowie die Eintragung in das 
Handelsregister am 06.08.1992 entstanden sei.

Eine solche isolierte Löschung des Umwandlungsvermerks ist bereits unzulässig. Der 
Umwandlungsvermerk ist zusammen mit der Eintragung der Gesellschaft als Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung im Aufbau am 29.11.1990 in das Handelsregister ein­
getragen worden. Der Zusatz „im Aufoau" ist dann am 06.08.1992 im Handelsregister 
gelöscht worden, nachdem durch Beschluss der Gesellschafterversammlung vom 
20.02.1992 die Fortsetzung der Gesellschaft beschlossen, das Stammkapital neu festge­
setzt und der Gesellschaftsvertrag festgestellt worden ist.

Der Umwandlungsvermerk steht folglich in unmittelbarem Zusammenhang mit der Ein­
tragung der Gesellschaft als Kapitalgesellschaft in das Handelsregister gemäß 
§ 15 TreuhG.
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Der Wegfall des Zusatzes „im A u flau" steht wiederum im unmittelbaren Zusammen­
hang mit den Nachgründungsmaßnahmen gemäß §§ 19 ff. TreuhG, auf die nachfolgend 
noch näher einzugehen sein wird. Der Umwandlungsvermerk und die Eintragung der 
Gesellschaft am 29.11.1990 sind daher ebenso wie der Wegfall des Zusatzes „im Auf­
bau“ mit Beendigung der Nachgründungsmaßnahmen am 06.08.1992 als Einheit zu be­
trachten. Eine isolierte Löschung lediglich des Umwandlungsvermerkes ist folglich un­
zulässig.

Dies hat das Kammergericht im Übrigen bereits in dessen Beschluss vom 27.05.1997, 
Aktenzeichen 1 W 1897/96, im Zusammenhang mit dem Antrag, den im Register der 
volkseigenen Wirtschaft eingetragenen Umwandlungsvermerk nach § 13 TreuhG zu lö­
schen, entschieden.

Keine Unzulässigkeit der Eintragung

Die Eintragung in das Register ist gemäß § 395 FamFG nur zu löschen, wenn die Ein­
tragung zu dem Zeitpunkt, in dem sie erfolgt ist, unzulässig war oder nachträglich unzu­
lässig geworden ist. Eine Eintragung ist nur dann unzulässig, wenn sie erfolgt ist, ohne 
dass dies das Gesetz erlaubt oder wenn die Eintragung vorgenommen wird, ohne dass 
die vom Gesetz geforderten Voraussetzungen erfüllt sind. Diese Voraussetzungen sind 
vorliegend nicht gegeben:

Wie das Kammergericht zutreffend ausführt, ist die Rechtsgrundlage für die Eintragung 
des Umwandlungsvermerks die Regelung in § 15 TreuhG. Danach ist die Kapitalgesell­
schaft von Amts wegen unter Bezugnahme auf das Treuhandgesetz in das Handelsregis­
ter einzutragen.

Materielle Rechtsgrundlage für die Eintragung der Beteiligten zu 1) in das Handelsre­
gister ist die Vorschrift des § 11 TreuhG. Danach werden die in § 1 Abs. 4 TreuhG be- 
zeichneten Wirtschaftseinheiten, die bis zum 01.07.1990 noch nicht in Kapitalgesell­
schaften umgewandelt waren, nach den Vorschriften des Treuhandgesetzes in Kapital­
gesellschaften umgewandelt und zwar volkseigene Kombinate in Aktiengesellschaften 
und andere Wirtschaftseinheiten in Kapitalgesellschaften, vorzugsweise in Gesellschaf­
ten mit beschränkter Haftung. § 11 Abs. 2 TreuhG schreibt vor, dass die in § 11 Abs. 1 
bezeichneten Wirtschaftseinheiten vom 01.07.1990 an Aktiengesellschaften oder Ge­
sellschaften mit beschränkter Haftung sind. Die Umwandlung bewirkt gleichzeitig den 
Übergang des Vermögens aus der Fondsinhaberschaft der bisherigen Wirtschaftseinheit 
sowie des in Rechtsträgerschaft befindlichen Grund und Bodens in das Eigentum der 
Kapitalgesellschaft.

Welche Wirtschaftseinheiten der Umwandlung gemäß § 11 TreuhG unterliegen, ist 
wiederum in § 1 Abs. 4 TreuhG beschrieben. Gemäß § 1 Abs. 4 TreuhG wird die Treu­
handanstalt nach Maßgabe des Treuhandgesetzes Inhaber der Anteile der Kapitalgesell­
schaften, die durch Umwandlung „der im Register der volkseigenen Wirtschaft einge­
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tragenen volkseigenen Kombinate, Betriebe, Einrichtungen und sonstigen juristisch 
selbständigen Wirtschaftseinheiten “ entstehen. Dass der VEB Aufbau-Verlag Berlin 
und Weimar zum 01.07.1990 im Register der Volkseigenen Wirtschaft eingetragen war 
und dort ausdrücklich als Volkseigener Betrieb bezeichnet wurde, ist unstreitig. Unstrei­
tig ist ferner, dass auf dem Deckel der Registerakte des Registers B der Vermerk 
„ Volkseigentum“ aufgebracht ist. Gegenteiliges wird auch von den Beteiligten zu 2) und 
3) nicht behauptet.

Der VEB Aufbau-Verlag Berlin und Weimar unterliegt mithin gemäß § 11 TreuhG
i. V. m. § 1 Abs. 4 TreuhG der gesetzlich vorgeschriebenen Umwandlung, die demzu­
folge gemäß § 15 TreuhG in das Handelsregister einzutragen ist.

Die vom Treuhandgesetz beschriebenen Ausnahmetatbestände sind vorliegend nicht 
einschlägig. Weder handelt es sich bei dem VEB Aufbau-Verlag Berlin und Weimar um 
einen volkseigenen Betrieb, dessen Rechtsträger eine der in § 1 Abs. 5 TreuhG benann­
ten Körperschaften ist, noch greift der Ausnahmetatbestand des § 11 Abs. 3 TreuhG ein, 
wonach bestimmte Wirtschaftseinheiten nicht der in § 11 Abs. 1 TreuhG beschriebenen 
Umwandlung unterliegen. Das Treuhandgesetz hat in § 11 Abs. 3 die Ausnahmetatbe­
stände beschrieben, die entgegen dem allgemeinen in § 11 Abs, 1 TreuhG formulierten 
Grundsatz nicht der Umwandlung unterliegen.

Selbst wenn man entgegen der diesseits vertretenen und nachfolgend noch näher darzu­
legenden Rechtsauffassung davon ausgehen wollte, dass der im Register der volkseige­
nen Wirtschaft eingetragene VEB Aufbau-Verlag Berlin und Weimar zum 01. Juli 1990 
tatsächlich ein Organisationseigener Betrieb in Trägerschaft des Kulturbundes gewesen 
wäre, würde dies an dem in § 11 Abs. 1 TreuhG postulierten Grundsatz der Umwand­
lung in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung nichts ändern, da § 11 Abs. 3 
TreuhG nicht einschlägig ist.

Wenn sich das Kammergericht in seinem Beschluss zur Begründung der Annahme, dass 
die Voraussetzungen für eine Umwandlung und damit die tatsächlichen und rechtlichen 
Grundlagen für eine Eintragung der Beteiligten zu 1) fehlten, auf das Urteil des Bun­
desgerichtshofes vom 24.02.1999, Aktenzeichen VIII ZR 158/98, beruft, so berücksich­
tigt das Kammergericht nicht, dass der Bundesgerichtshof in dem von ihm zu entschei­
denden Fall ausdrücklich hervorgehoben hat, dass § 11 Abs. 1 und 2 TreuhG deshalb 
keine Anwendung findet, weil die Umwandlung kreisgeleiteter Betriebe gemäß § 11 
Abs. 3 TreuhG ausgeschlossen ist. Der Bundesgerichtshof führt in seinem zweiten Leit­
satz seiner Entscheidung ferner aus, dass ein solcher kreisgeleiteter volkseigener Betrieb 
„deswegen”, also wegen des Ausnahmetatbestandes zu §§ 11 Abs. 3 TreuhG, nicht 
kraft Gesetzes in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung im Aufbau umgewandelt 
worden ist, sondern zu einem unselbständigen Eigenbetrieb in Treuhandeigentum des 
Bundes geworden ist.

Grundlage des Urteils des Bundesgerichtshofes vom 24.02.1999 sowie im Übrigen auch 
des Weiteren vom Kammergericht zitierten Beschlusses vom 16.10.2006, Aktenzeichen
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II ZB 32/05, war mithin der Umstand, dass die dort umgewandelten Wirtschaftseinhei­
ten kreisgeleitete volkseigene Betriebe der DDR waren und damit der Ausnahmerege­
lung des § 11 Abs. 3 TreuhG unterfielen.

Diese Voraussetzung ist vorliegend aber nicht gegeben.

Die Eintragung der Beteiligten zu 1) in das Handelsregister ist daher gemäß § 15 Abs. 1 
TreuhG i. V. m. § 11 Abs. 1 und 2 TreuhG sowie § 1 Abs. 4 TreuhG in zulässiger Wei­
se erfolgt. Die Eintragung ist nicht unzulässig im Sinne von § 395 Abs. 1 FamFG.

Kein wesentlicher Mangel

Weitere Voraussetzung für die Löschung des Umwandlungsvermerks ist, dass ein we­
sentlicher Mangel vorliegt. Grundlage für diese Vorgabe in § 395 Abs. 1 FamFG ist der 
Grundsatz der Erhaltung der Eintragung in das Handelsregister. Das Löschungsverfah­
ren ist, worauf das Kammergericht zutreffend hinweist, ein selbständig ausgestaltetes 
Verfahren, das nicht dazu dient, etwaige Fehler des Anmeldeverfahrens zu korrigieren. 
Die Löschung dient lediglich dazu, im öffentlichen Interesse erlassene Vorschriften 
durchzusetzen. Das Registergericht hat daher im Falle der Löschung unzulässiger Ein­
tragungen ein nur „stark eingeschränktes Prüfungsrecht“ (vgl. Keidel, FamFG, 
18. Auflage 2014, § 395, Rn. 1).

Nachdem vorliegend ein Verfahrensmangel nicht gerügt wird, kann Grundlage für die 
Löschung nur ein wesentlicher sachlicher Mangel sein. Dass es an einem solchen we­
sentlichen sachlichen Mangel fehlt, haben wir vorstehend dargelegt. Das Kammerge­
richt hat hierzu keine eigenen Feststellungen getroffen, sondern verweist lediglich auf 
die Entscheidung des Oberlandesgerichtes Frankfurt vom 17.08.2006, Aktenzeichen 16 
U 175/05, in einem vom Beteiligten zu 2) initiierten „In-sich-Prozess“, auf den wir 
nachfolgend noch näher eingehen werden.

Heilung eines vermeintlichen Eintragungsmangels

Das Kammergericht hat auch nicht berücksichtigt, dass die Löschung eines Mangels 
dann ausgeschlossen ist, wenn der vermeintliche Mangel durch Nachholung oder durch 
Eintritt einer zutreffenden Sachlage geheilt worden ist. Wie das Amtsgericht Charlot­
tenburg in seinem Beschluss zu Recht ausführt, werden die kraft Gesetzes entstandenen 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung gemäß § 14 TreuhG mit dem Zusatz „ im Auf­
bau“ in das Handelsregister eingetragen. Hintergrund ist die Vorschrift des 
§ 19 TreuhG, wonach unverzüglich nach Eintragung der Gesellschaft im Aufbau in das 
Handelsregister die für eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung gesetzlich vorge­
schriebenen Maßnahmen für die Gründung einzuleiten sind. Erst mit der Durchführung 
der Maßnahmen nach § 19 TreuhG und deren Anmeldung zum Handelsregister löscht 
das Registergericht gemäß § 21 Abs. 3 TreuhG den Zusatz „im Aufbau“. Das Treu­
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handgesetz sieht also kraft Gesetzes Nachgründungsmaßnahmen vor, die dem vom 
GmbH-Gesetz vorgeschriebenen Gründungsvorgang nachgebildet worden sind. Die 
Nachgründungsmaßnahmen und die Löschung „im Aufbau" stellen mithin eine gesetz­
lich vorgeschriebene „Heilung" der gemäß § 15 TreuhG zunächst nur vorläufigen Ein­
tragung dar. § 22 TreuhG schreibt insofern nämlich vor, dass Kapitalgesellschaften, die 
nach § 11 Abs. 2 TreuhG entstanden sind, aufzulösen sind, wenn die erforderlichen 
Nachgründungsmaßnahmen nicht bis zum 30.06.1991 durchgeführt worden sind.

Ermessensentscheidung

Wie das Kammergericht zutreffend ausführt, steht die Löschung einer Eintragung nach 
§ 395 FamFG im pflichtgemäßen Ermessen des Gerichtes. Dies gilt selbst dann, wenn 
die Eintragung unzulässig sein sollte. Grund hierfür ist der vom Kammergericht zitierte 
Grundsatz der Erhaltung der Eintragung:

Die Löschung ist daher, worauf das Kammergericht hinweist, nur dann veranlasst, wenn 
das Fortbestehen der Eintragung Schädigungen Berechtigter zur Folge haben wird oder 
die Eintragung dem öffentlichen Interesse widerspricht. Der Grundsatz der Beibehal­
tung der Eintragung hat daher zur Folge, dass die Eintragung nur bei völlig zweifels- 
und bedenkenfreier Sach- und Rechtslage zu löschen ist. Im Übrigen sind die Beteilig­
ten für den Fall, dass sie eine Klarstellung begehren, nämlich auf den Prozessweg zu 
verweisen.

Wörtlich heißt es hierzu in der Kommentierung von Keidel, a. a. O., Rn. 28:

„Auch wem  die Voraussetzungen fü r  die Löschung vor liegen, ist das Regis­
tergericht zur Vornahme derselben von Amts wegen (§ 26) nur berechtigt, 
nicht verpflichtet. Die Löschung ist regelmäßig nur dann veranlasst, wenn 
das Fortbestehen der Eintragung Schädigungen Berechtigter zur Folge ha­
ben würde oder diese dem öffentlichen Interesse widerspricht. Sie kann un­
terbleiben, wenn sie niemand nützt, aber schwere wirtschaftliche Nachteile 
fü r den Betroffenen mit sich bringt. Die Fassung „ kann “ bedeutet, dass das 
Registergericht den Sachverhalt zu ermitteln, das Ergebnis seiner Ermittlun­
gen pflichtgemäß zu würden und nur bei völlig zweifei- und bedenkenfreier 
Sach- und Rechtslage die bestehende Eintragung zu löschen hat, im Übrigen 
aber dem Beteiligten eine von ihm gleichwohl für möglich gehaltene weitere 
Klarstellung im Prozessweg überlassen kann “.

Keidel, a. a. O., Rn. 29, setzt sich weiter mit der Frage auseinander, ob die Löschung 
nur erfolgen kann, wenn die Unzulässigkeit der Eintragung rechtlich absolut zweifels­
frei ist. Keidel verweist diesbezüglich auf die Rechtsauffassung des Bayerischen Obers­
ten Landesgerichtes sowie des Oberlandesgerichtes Hamm. Keidel vertritt die Auffas­
sung, dass von der Amtslöschung nicht bereits dann abzusehen ist, wenn die Zulässig­
keit der Eintragung rechtlich zweifelhaft ist. Die Löschung dürfe aber gleichwohl nur 
erfolgen, wenn die Unzulässigkeit der betreffenden Eintragung nach Überprüfung aller 
hierfür maßgebenden Umstände „ ohne vernünftigen Zweifel zu bejahen " ist.
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Eine derart eigenständige Prüfung der Sach- und Rechtslage wurde durch das Kammer­
gericht nicht vorgenommen. Das Kammergericht musste im Hinblick auf den einseiti­
gen Vortrag der Beteiligten zu 2) und 3) und der nur unvollständig wiedergegebenen 
Rechtsprechung davon ausgehen, dass die maßgeblichen Rechtsfragen, in dem von den 
Beteiligten zu 2) und 3) behaupteten Sinn abschließend entschieden worden sind. Wie 
wir nachfolgend darlegen werden, ist dies aber nicht der Fall. Das Amtsgericht wird da­
her eine pflichtgemäße Ermessensentscheidung nur treffen können, wenn es den Sach­
verhalt ermittelt und die maßgeblichen Rechtsfragen geprüft hat. Dies ist bisher nicht 
erfolgt, so dass eine Amtslöschung allein unter Hinweis auf den Beschluss des Kam­
mergerichtes unzulässig wäre.

Zur Rechtsnachfolge nach der am 16.08.1945 gegründeten Aufbau-Verlag GmbH, deren 
Eintragung in das Register der volkseigenen Wirtschaft sowie zur Überführung in 
Volkseigentum werden wir nachfolgend noch näher vortragen. Wir werden uns darüber 
hinaus mit der zu den streitigen Rechtsfragen ergangenen Rechtsprechung auseinander­
setzen und darlegen, dass die streitige Rechtsfrage entgegen dem insoweit bewusst feh­
lerhaften Vortrag der Beteiligten zu 2) und 3) nicht abschließend entschieden worden 
ist.

Eine Löschung des Umwandlungsvermerkes kommt aber nur dann in Betracht, wenn 
die Fehlerhaftigkeit der Eintragung und die Wesentlichkeit eines solchen Mangels aus 
Sicht des Gerichtes ohne vernünftigen Zweifel zu bejahen ist. Kommt das Gericht nach 
Prüfung der Sach- und Rechtslage nicht zu diesem Ergebnis, darf es wegen des Grund­
satzes der Beibehaltung der Eintragung die Amtslöschung nicht vornehmen.

Kein berechtigtes Interesse der Beteiligten zu 2) und 3)

Der Grundsatz der Erhaltung der Eintragung würde eine Löschung im Übrigen auch nur 
dann rechtfertigen, wenn von einem überwiegenden Interesse der Beteiligten sowie au­
ßenstehender Dritter an der Löschung des Umwandlungsvermerks auszugehen ist.

Von Interessen außenstehender Dritter ist in dem Beschluss des Kammergerichtes keine 
Rede. Tatsächlich gibt es diese ausstehenden Dritten auch nicht. Weder vermag irgend­
ein Dritter aus der vermeintlich fehlerhaften Eintragung des Umwandlungsvermerks 
Rechte für sich abzuleiten, noch hat jemals ein Dritter unter Bezugnahme auf den Um­
wandlungsvermerk Rechte gegenüber der Beteiligten zu 1) geltend gemacht. Konkreter 
Vortrag der Beteiligten zu 2) und 3), dass Dritte aus der Eintragung des Umwandlungs­
vermerks Rechte ableiten oder umgekehrt beeinträchtigt sein könnten, fehlt.

Dass es keine außenstehenden Dritten gibt, die aus der Eintragung des Umwandlungs­
vermerks Rechte für sich abgeleitet haben, stellen wir vorsorglich gegenbeweislich un­
ter Beweis durch das Zeugnis des Insolvenzverwalters über das Vermögen der Aufbau 
Liquidationsgesellschaft mbH, Herrn Rechtsanwalt Joachim Voigt-Salus, Rankestraße 
33, 10789 Berlin.
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Derjenige, der ein materielles Interesse an der Löschung des Umwandlungsvermerkes 
hat, ist allein der Beteiligte zu 1), der das anhängige Löschungsverfahren mit dem Ziel 
initiiert hat, seine Rechtsauffassung in einem gegen die Bundesanstalt für vereinigungs­
bedingte Sonderaufgaben vor dem Oberlandesgericht Frankfurt a. M. unter dem Akten­
zeichen 1 U 253/11 geführten Rechtsstreit zu stützen. Dass der Beteiligte zu 1) das vor­
liegende Löschungsverfahren missbraucht, um seine Rechtsposition in dem Berufungs­
verfahren vor dem Oberlandesgericht Frankfurt durchzusetzen, zeigt dessen Schriftsatz 
vom 23.01.2014,

Anlage B 1,

in dem er wahrheitswidrig vorträgt, dass das Kammergericht in seinem Beschluss vom 
16.12.2013 die Löschung des Umwandlungsvermerks „ angeordnet “ habe. Der Beteilig­
te behauptet ferner, dass das Kammergericht durch seinen Beschluss den Vortrag des 
Beteiligten zu 2) zur Frage des Eigentums am Aufbau-Verlag und zur Rechtsnachfolge 
des Kulturbundes e.V. nach dem Kulturbund der DDR „ vollumfänglich bestätigt“ habe. 
Der Beteiligte zu 2) verschweigt dabei, dass eine materiell-rechtliche Auseinanderset­
zung des Kammergerichtes mit den maßgeblichen Rechtsfragen gar nicht erfolgt ist.

Er behauptet schließlich ebenfalls wahrheitswidrig, dass nach der Entscheidung des 
Kammergerichtes „ etwa noch verbliebene Restzweifel an der Unzulässigkeit der Ein­
tragung des Umwandlungsvermerkes ausgeräumt “ wären. Auch hierzu äußert sich das 
Kammergericht aber nicht. Der Beteiligte zu 1) schließt seinen Schriftsatz mit der gera­
dezu triumphierenden Aussage, dass unter Berücksichtigung der Eindeutigkeit, in der 
sich das Kammergericht an die Seite der Rechtsprechung des Oberlandesgerichtes 
Frankfurt stelle, Zweifel an der Richtigkeit seiner Rechtsauffassung nicht mehr bestehen 
könnten.

Dieses Vorgehen des Beteiligten zu 2) bestätigt eindrucksvoll, dass es dem Beteiligten 
zu 2) nicht um die Beseitigung einer Rechtsunsicherheit in der Frage der Rechtsnach­
folge geht, sondern ausschließlich darum, durch einseitigen Vortrag Entscheidungen der 
Gerichte zu provozieren, die ihm in seinen Schadensersatzprozessen gegen die Bundes­
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben hilfreich sein könnten. Das Amtslö­
schungsverfahren nach § 395 FamFG dient aber dazu, öffentliche Interessen zu wahren. 
Das Verfahren nach § 395 FamFG darf demgegenüber nicht dazu missbraucht werden, 
die Gerichte zum Helfershelfer in der Prozessserie einer Partei zu instrumentalisieren.

Kein Rechtsschutzbedürfnis im Falle der Insolvenz

Wie Keidel, a. a. O., Rn. 29, unter Hinweis auf den Beschluss des Oberlandesgerichtes 
Hamm vom 06.09.1949, Aktenzeichen 7 W 220/49, zutreffend ausfdhrt, entfällt im Fal­
le der Insolvenz der im Handelsregister eingetragenen Gesellschaft von vornherein das 
Rechtsschutzbedürfhis für eine Amtslöschung
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VIII. Zwischenergebnis

Als Zwischenergebnis kann daher festgehalten werden, dass die Voraussetzungen für 
eine Amtslöschung gemäß § 395 Abs. 1 FamFG nicht gegeben sind. Eine isolierte Lö­
schung des Umwandlungsvermerks wäre bereits unzulässig. Im Übrigen bildet die Ein­
tragung des Umwandlungsvermerks die Rechtslage zutreffend ab, jedenfalls liegt kein 
für die Löschung des Umwandlungsvermerks erforderlicher wesentlicher Mangel vor.

Selbst wenn man dies bejahen würde, käme eine Amtslöschung im Hinblick auf den 
Grundsatz der Beibehaltung der Eintragung nur dann in Betracht, wenn das Gericht kei­
nen vernünftigen Zweifel an der behaupteten Unzulässigkeit der Eintragung hat. Inso­
fern reicht es nicht aus, lediglich auf eine insolierte Entscheidung eines anderen Gerich­
tes zu verweisen. Erforderlich ist vielmehr eine eigenständige Prüfung der Sach- und 
Rechtslage.

B. Zur Rechtsnachfolge nach der Aufbau-Verlag GmbH (1945)

Wie wir nachfolgend darlegen werden, ist der Aufbau-Verlag Berlin und Weimar wirk­
sam in Volkseigentum überführt worden und wurde dementsprechend mit Wirkung zum
01.07.1990 in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung im Aufbau umgewandelt:

I. Gründung der Aufbau-Verlag GmbH

1. Gegründet wurde die Aufbau-Verlag GmbH durch vier Funktionäre der KPD mit Ge­
sellschaftsvertrag vom 16.08.1945. Gründer waren der damalige Bundessekretär des 
Kulturbundes zur demokratischen Erneuerung Deutschlands, Heinz Willmann, der spä­
tere Kulturminister Johannes R. Becher sowie Klaus Gysi und Paul Wiegier. Die Ein­
tragung der Aufbau-Verlag GmbH im Handelsregister des Amtsgerichtes Charlotten­
burg erfolgte am 20.10.1945 unter HRB 96/Nz. Genehmigt wurde die Tätigkeit der 
Aufbau-Verlag GmbH durch den Chef der Propagandaleitung der sowjetischen Militär­
verwaltung in Deutschland mit Verfügung Nr. 9 vom 29.11.1945.

2. Mit notariellem Angebot vom 01.10.1945 haben Heinz Willmann, Johannes R. Becher 
und Paul Wiegier dem Kulturbund, der mit dem Kulturbund e. V. nicht identisch ist, ei­
ne Abtretung der Anteile der kurz zuvor gegründeten Aufbau-Verlag GmbH angeboten. 
Wenn wir daher nachfolgend vom Kulturbund sprechen, ist damit der Kulturbund als 
Massenorganisation der DDR gemeint, nicht dagegen der Kulturbund e. V.
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Eintragung im Register C der volkseigenen Wirtschaft

Mit Schreiben vom 23.02.1955 hat der damalige Kulturminister der DDR Becher als 
Vertreter „sämtlicher Geschäftsanteile des Aufbau-Verlages“ die Geschäftsführung er­
mächtigt, die Löschung der Gesellschaft im Register B und die Eintragung im Register 
C der volkseigenen Wirtschaft „ in die Wege zu leiten “. Dies ist nachfolgend durch die 
Verlagsleitung beim Magistrat von Groß-Berlin entsprechend beantragt worden. Die 
Aufbau-Verlag GmbH wurde am 05.04.1955 in das Register C der volkseigenen Wirt­
schaft eingetragen. Die Löschung im Register B erfolgte am 20.04.1955. Im Register C 
der volkseigenen Wirtschaft,

Anlage B 2,

wird als das dem Aufbau-Verlag übergeordnete Organ nicht der Kulturbund bezeichnet, 
sondern vielmehr der Ministerrat der DDR, Ministerium für Kultur, Hauptverwaltung 
Verlag und Buchhandel.

Nach erfolgter Löschung im Register B wurde auf dem dortigen Deckblatt der Register­
akte,

Anlage B 3,

der Vermerk „ Volkseigentum “ aufgebracht.

Mit der Löschung im Handelsregister B und der Eintragung im Register C der volksei­
genen Wirtschaft ist die Aufbau-Verlag GmbH (1945) erloschen. Im Wege einer form­
wechselnden Umwandlung ist ein neues Rechtsgebilde unter der Bezeichnung „Außau- 
Verlag“ entstanden, wobei an dieser Stelle dahinstehen kann, ob es sich um einen 
volkseigenen Betrieb oder um eine einem volkseigenen Betrieb gleichgestellte Wirt­
schaftseinheit handelt (vgl. Landgericht Berlin, Urteil vom 04,01.1994, Aktenzeichen 
32 O 790/93, VIZ 1995, 425). Die Eintragung in das Register C der volkseigenen Wirt­
schaft sowie der auf der Registerakte des Registers B aufgebrachte Vermerk „ Volksei­
gentum " deuten aber darauf hin, dass bereits zum damaligen Zeitpunkt die Überführung 
des Verlages in Volkseigentum erfolgt war.

Statut des Aufbau-Verlages

Nach dem Statut der zentral geleiteten Betriebe der volkseigenen Industrie in der Deut­
schen Demokratischen Republik vom 07.08.1952 waren die volkseigenen Betriebe „ju­
ristische Personen und Rechtsträger des ihnen übertragenen Volkseigentums In dem 
gleichen Sinne wurde die rechtliche Stellung des Aufbau-Verlages beschrieben. In dem 
Statut des Aufbau-Verlages vom 10.01.1961,

Anlage B 4,
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„Der Aufbau-Verlag wurde von dem deutschen Kulturbund im August 1945 
gegründet und ist als Betrieb im Sinne des § 1 der Verordnung vom 20. März 
1952 über Maßnahmen zur Einführung des Prinzips der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung in den Betrieben der volkseigenen Wirtschaft (GBl. S.
225) juristische Person und Rechtsträger von Volkseigentum. “

(Hervorhebung durch den Unterzeichner)

Das Statut des Aufbau-Verlages behandelt daher den Aufbau-Verlag unter Verweis auf 
die Verordnung über die Reorganisation der volkseigenen Industrie sowie die Verord­
nung über Maßnahmen zur Einführung des Prinzips der wirtschaftlichen Rechnungsfüh­
rung als einen Betrieb der volkseigenen Industrie, der juristische Person und Rechtsträ­
ger des ihm übertragenen Volkseigentums ist.

Führung des Aufbau-Verlages

Mit Beschluss Nr. 34/62-385 des Zentralkomitees der SED vom 31.07.1962,

Anlage B 5,

wurde sowohl die politisch-ideologische als auch die ökonomische Leitung des Aufbau- 
Verlages der Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel der Regierung der DDR unter­
stellt. In Ziffer I. 1. des Beschlusses heißt es hierzu:

„Im Ministerium für Kultur wird die einheitliche politisch-ideologische und 
ökonomische staatliche Leitung des Verlagswesens und des Groß- und Ein­
zel-Buchhandels hergestellt. Aus der jetzigen Abteilung Literatur und Buch­
wesen der VVB-Verlage und dem Druckerei- und Verlagskontor wird eine 
Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel gebildet. Die Bildung der Haupt­
verwaltung Verlage und Buchhandel beim Ministerium fü r  Kultur ist bis En­
de 1962 abzuschließen."

Zu den Verlagen, für die die einheitliche staatliche Leitung gewährleistet werden sollte, 
gehörten neben dem Aufbau-Verlag unter anderem auch die bereits in dem damaligen 
Beschluss ausdrücklich als „parteieigen “ bezeichneten Verlage Rütten & Loening so­
wie der Volksverlag Weimar.

Verwaltungsvereinbarung vom 13.12.1963

Die von den Beteiligten zu 2) und 3) behauptete rechtliche Stellung des Aufbau- 
Verlages als organisationseigener Betrieb endete spätestens zum 31.12.1963. Mit der 
V erwaltungsvereinbarung vom 13.12.1963,

Anlage B 6,

zwischen der Abteilung Finänzverwaltung und Parteibetriebe der Abteilung Wissen­
schaften beim Zentralkomitee der SED und dem Ministerium für Kultur, Hauptverwal-
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tung Verlage und Buchhandel, wurde eine neue Wirtschaftseinheit, nämlich der „Auf- 
bau-Verlag Berlin und Weimar“, mit Wirkung zum 01.01.1964 geschaffen. In diese 
neue Wirtschaftseinheit wurden neben dem Aufbau-Verlag der parteieigene Volksverlag 
Weimar sowie die belletristische Abteilung des ebenfalls parteieigenen Verlages Rütten 
& Loening eingebracht. In der Verwaltungsvereinbarung vom 13.12.1963 heißt es hier­
zu in den Ziffern 2.0 ff.:

„In Durchführung des Politbüro-Beschlusses über die Profilierung im Ver­
lagswesen werden folgende Festlegungen getroffen:

Für die partei- und organisationseigenen Verlage wird per 31.12.1963 ein 
Vermögensstatus aufgestellt. In diesem Status müssen risikobehaftete Werte, 
zum Beispiel Bestände der unvollendeten Produktion und der Fertigerzeug­
nisse, kenntlich gemacht werden. Für die Aufstellung des Status ist die HV  
verantwortlich.

Die Vermögensanteile der verschiedenen Vermögensträger werden aufgrund 
des Vermögensstatus per 31.12.1963 als Fonds der betroffenen Organisation 
in den Bilanzen der durch Beschluss profilierten Verlage ausgewiesen.

Für die durch den Profilierungsbeschluss betroffenen partei- und organisa­
tionseigenen Verlage werden Einzelprotokolle ausgefertigt. In diesen Proto­
kollen sind jeweils mit der zuständigen Organisation alle vermögensrechtli­
chen Fragen zu vereinbaren.

In der Eröffnungsbilanz des Aufbau-Verlages Berlin/Weimar werden die 
Vermögenswerte der festgelegten Verlage zusammengefasst.

Aufbau-Verlag

Rütten & Loening (Belletristik)

Volksverlag Weimar. “

Der Betrieb Aufbau-Verlag ist damit gemeinsam mit den parteieigenen Verlagen Rütten 
& Loening sowie Volksverlag Weimar in dem neuen Aufbau-Verlag Berlin/Weimar 
aufgegangen. Nach heutigem Sprachgebrauch würde man wirtschaftlich von einer Fusi­
on und rechtlich von einer Verschmelzung sprechen. Dementsprechend wurde für den 
Aufbau-Verlag eine Schlussbilanz zum 31.12.1963 aufgestellt. Für den neuen Aufbau- 
Verlag Berlin und Weimar wurde eine Eröffnungsbilanz zum 01.01.1964 aufgestellt.

Abkommen vom 27.02.1964

Das Verhältnis zum Kulturbund war Gegenstand eines Abkommens zwischen dem 
deutschen Kulturbund und dem Ministerium für Kultur, HV-Verlage und Buchhandel, 
vom 27.02.1964,

Anlage B 7,
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mit der die ursprüngliche Vereinbarung über die Abführung der Gewinne des Aufbau- 
Verlages vom 28.02.1963 ersetzt wurde. Tatsächlich erhielt der Kulturbund die Gewin­
ne des Aufbau-Verlages auch nur bis 1963, wie sich dies aus einem Bericht der Unab­
hängigen Kommission zur Überprüfung des Vermögens der Parteien und Massenorga­
nisationen der DDR vom 24.08.1998 an den Deutschen Bundestag, Drucksache 
13/11353 ergibt, den wir auszugsweise als

Anlage B 8

vorlegen.

Unter Ziffer 2.2 der Vereinbarung vom 27.02.1964 heißt es, dass die Vermögensanteile 
des Kulturbundes in den neu gebildeten Aufbau-Verlag Berlin-Weimar eingebracht 
wurden. Entsprechendes galt für die parteieigenen Verlage Volksverlag Weimar und 
Rütten & Loening, deren Grund- und Umlaufmittelfonds ebenfalls eingebracht wurden.

In Ziffer 2.6 des Abkommens heißt es weiter, dass für den Aufbau-Verlag Berlin- 
Weimar die gesetzlichen Bestimmungen über den Sonderfonds wirksam wurden, wo­
nach die Mittel des Sonderfonds durch die Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel 
verwaltet wurden. Der Kulturbund erhielt ausweislich Ziffer 2.8 des Abkommens ledig­
lich den noch verbliebenen Gewinnanteil für das Jahr 1963 und einen pauschalen Anteil 
für das Jahr 1964 mit der Auflage, hieraus die Finanzierung für die Zeitschrift „Sonn­
tag“ sicherzustellen.

Auch in den folgenden Jahren wurden an den Kulturbund keine Gewinne abgeführt. 
Der Kulturbund hat bis zum Jahre 1987 von der Hauptverwaltung Verlage und Buch­
handel des Ministeriums für Kultur lediglich jährliche Zahlungen erhalten. Diese Zah­
lungen erfolgten dabei unabhängig von den vom Aufbau-Verlag erzielten Gewinnen 
und sind deshalb kein Indiz für etwaige Eigentumsrechte des Kulturbundes an dem Ver­
lag. Dies wird darin deutlich, dass der Kulturbund jährlich gleichbleibende Zahlungen 
in Höhe von 1.690.000,00 Mark der DDR erhielt, während ausweislich der Rechen­
schaftsberichte die Gewinne des Aufbau-Verlages stets erheblich schwankten. So betrug 
z. B. der Gewinn des Aufbau-Verlages im Jahre 1985 lediglich 731.628,46 Mark der 
DDR. Gleichwohl erhielt der Kulturbund die jährlich an ihn geleistete Zahlungen von 
1.690.000,00 Mark der DDR. An den Kulturbund und auch an die FDJ sind daher vom 
Aufbau-Verlag zwar Zahlungen geleistet worden, es handelte sich jedoch nicht um Ge­
winnausschüttungen, sondern vielmehr um Zuwendungen. Der nach Abzug der Zahlun­
gen verbleibende Gewinn wurde dagegen an die Hauptkasse der SED überwiesen. Im 
Jahr 1988 wurden die bisher an den Kulturbund geleisteten Zahlungen sogar eingestellt.

Spätestens mit der Bildung der neuen Wirtschaftseinheit Aufbau-Verlag Berlin und 
Weimar endete daher die Existenz des Aufbau-Verlages als organisationseigener Be­
trieb des Kulturbundes. Zwar wurden die Vermögensanteile des Kulturbundes und der 
SED an den drei zusammengefassten Verlagen „als Fonds der betreffenden Organisati­
on“ in der Eröffnungsbilanz zum 01.01.1964 ausgewiesen, diese Form möglichen ge-
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meinsamen Eigentums von SED und Kulturbund endete jedoch in der Folgezeit. In der 
Vereinbarung zwischen dem Zentralkomitee der SED und dem Ministerium für Kultur, 
auf das nachfolgend noch einzugehen sein wird, war von gemeinsamen Eigentum keine 
Rede mehr, der Aufbau-Verlag wurde, wie auch schon in den Jahren zuvor, als partei­
eigen bezeichnet.

VII. Stellung des Aufbau-Verlages Berlin-Weimar

Auch in der Folgezeit wurde der Aufbau-Verlag Berlin-Weimar als parteieigener Verlag 
behandelt:

1. So findet sich der Aufbau-Verlag Berlin-Weimar z. B, im Rechenschaftsbericht des Mi­
nisteriums Kultur, Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel, vom 22.03.1965,

Anlage B 9,

über die Vermögensverwaltung der parteieigenen Verlage im Jahre 1964. Der Kultur­
bund findet in diesem Rechenschaftsbericht lediglich noch insoweit Erwähnung, als an 
diesen sowie das Zentralkomitee der SED und den Zentralvorstand DSF Gewinnabfüh­
rungen erfolgten. An den Gewinnabführungen war der Kulturbund nur noch mit ca. 
10 % beteiligt.

Wollte man daher aus den Zuwendungen an die SED oder andere Massenorganisationen 
den Schluss ziehen, dass hieraus eine Gesellschafterstellung folgt, müsste man konse­
quenterweise davon ausgehen, dass neben der SED auch der DSF Gesellschafter war, 
während die Beteiligung des Kulturbundes auf 10 % herabgesunken war.

2. Auch im Rechenschaftsbericht über die Vermögensverwaltung der parteieigenen Verla­
ge im Jahre 1965,

Anlage B 10,

wird der Aufbau-Verlag Berlin-Weimar ausdrücklich als „parteieigener" Verlag be­
zeichnet.

3. Entsprechendes galt für das Schreiben der Zentralen Revisionskommission, Finanzver­
waltung und Parteibetriebe vom 12.05.1983,

Anlage B 11 ,

in der u. a. der Aufbau-Verlag/Rütten & Loening als „parteieigener Buchverlag" be­
zeichnet wurde.
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Vni. Verwaltungsvereinbarung vom 19.04.1984

1. Die Verwaltungsvereinbarung vom 13.12.1963 wurde durch die Vereinbarung zwischen 
der Abteilung Finanzverwaltung und Parteibetriebe beim Zentralkomitee der SED und 
dem Ministerium für Kultur, Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel vom 
19.04.1984,

Anlage B 12,

abgelöst, In dieser Vereinbarung wird der Aufbau-Verlag Berlin-Weimar ausdrücklich 
als „parteieigener" Verlag bezeichnet. Dass der Kulturbund an der Verwaltungsverein- 
barung vom 18.04.1984 nicht beteiligt war, ist ein Indiz dafür, dass dieser seine Gesell­
schafterstellung spätestens mit der Verwaltungsvereinbarung vom 13.12.1963 und der 
Einbringung des Vermögens des Aufbau-Verlages in den neuen Aufbau-Verlag Berlin 
und Weimar verloren hat.

Vom Kulturbund ist in der Vereinbarung vom 19.04.1984 in Ziffer 7 nur insoweit die 
Rede, als an diesen sowie die Hauptkasse des Zentralkomitees der SED und an den 
Zentralrat der FDJ quartalsweise Abführungen auf der Grundlage von Kassenplänen er­
folgten. Im Übrigen standen die Gewinne ausschließlich der SED zu. In Ziffer 13 heißt 
es insoweit:

„Die HV-Verlage und Buchhandel bildet aus der Übererfüllung des Netto­
gewinns der Verlage einen Sonderfonds, der auf 400 TM begrenzt wird Der 
die Begrenzung übersteigende Betrag ist an die Hauptkasse der SED mit der 
Gewinnabführung abzuführen. “

2. Auch im Übrigen zieht sich die Tatsache, dass es sich bei dem Aufbau-Verlag um einen 
parteieigenen Verlag handelt, wie ein roter Faden durch die Vereinbarung.

So waren die Planentwürfe der Verlage bis zum 15. Oktober eines jeden Jahres bei der 
Abteilung Finanzverwaltung und Parteibetrieben einzureichen. Wesentliche Verände­
rungen der materiellen Fonds im Laufe eines Planjahres, die auf die Planerfüllung posi­
tiv bzw. negativ wirkten, waren ebenfalls bei der Abteilung Finanzverwaltung und Par­
teibetriebe zu beantragen. Gleiches galt für die Bedarfsanmeldungen für Material und 
Ausrüstungen sowie die fachliche Berichterstattung über die Planerfüllung der Verlage. 
Soweit die zur Verfügung gestellte Kreditreserve in Höhe von 3 Mio. Mark zur Finan­
zierung kurzfristiger Kreditforderungen nicht ausreichte, gewährte die Abteilung Fi­
nanzverwaltung und Parteibetriebe den Verlagen zinslose Sonderkredite zur Finanzie­
rung der Umlaufmittelbestände. Der Rechenschaftsbericht über die Vermögensentwick­
lung und Verwaltung der Verlage war der Abteilung Finanzverwaltung und Parteibe­
triebe sowie darüber hinaus der Abteilung Kultur beim Zentralkomitee der SED zu 
übergeben. Die Rechenschaftslegung erfolgte jeweils im ersten Quartal vor dem Leiter 
der Abteilung Finanzverwaltung und Parteibetriebe unter Teilnahme der Abteilung Kul­
tur des Zentralkomitees. Die gesetzlich festgelegten Rechenschaftslegungen waren der 
Abteilung Finanzverwaltung und Parteibetriebe zu übergeben, Besondere Vorkommnis­
se, Schäden bzw. Verluste „von Parteivermögen", waren der Abteilung Finanzverwal-
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tung und Parteibetriebe mitzuteilen. Der Leiter der Abteilung Finanzverwaltung und 
Parteibetriebe hatte das Recht, den Hauptbuchhaltern unmittelbar Kontrollaufgaben zu 
erteilen und über die Durchführung Berichterstattung zu fordern. Die Berufung und Ab­
berufung der Verlagsdirektoren und Hauptbuchhalter erfolgte in Abstimmung mit dem 
Leiter der Abteilung Finanzverwaltung und Parteibetriebe. Die an das Ministerium für 
Kultur abzuführende Umlage erfolgte ausdrücklich für die „ Verwaltung des Parteiver­
mögens

Mit der Behandlung des Aufbau-Verlages als parteieigen setzte die SED ihr bereits seit 
den 50er Jahren verfolgtes Ziel fort, die Verlage und grafischen Betriebe in der Hand 
der Partei zusammenzufassen. So hatte der erste Sekretär des Zentralkomitees der SED, 
Walter Ulbricht, bereits Anfang der 50er Jahre betont, dass es unerlässlich sei, dass die 
SED über eine starke Presse und modernste Druckereibetriebe verfüge. Ulbricht erin­
nerte dabei an Lenins Worte, wonach die „sozialistische Presse die schärfste Waffe der 
Partei “ sei. Folge war, dass zum Beispiel die Zentrag-Betriebe ausschließlich durch das 
Zentralkomitee der SED kontrolliert und dem Einfluss der staatlichen Plankommission 
entzogen wurden.

Während in der Vereinbarung vom 19.04.1984 noch von Abführungen unter anderem 
an den Kulturbund die Rede war, erfolgten in der Folgezeit die Abführungen lediglich 
noch an die Hauptkasse der SED.

Es kann damit keinem Zweifel unterliegen, dass der Aufbau-Verlag wie die anderen in 
der Vereinbarung aufgeführten Verlage in der Rechtswirklichkeit der DDR als parteiei­
gen betrachtet und behandelt wurde. Seit dem 01.10.1964 bis zur Überführung der Ver­
lage in das Volkseigentum gab es nur noch die neu gegründete Wirtschaftseinheit Auf­
bau-Verlag Berlin und Weimar. Das Vermögen der beiden „Altverlage " ist in dieser 
neuen Wirtschaftseinheit aufgegangen.

Überführung in Volkseigentum

Auch in den Umbruchzeiten der Wende wurde der Aufbau-Verlag als parteieigener Ver­
lag bezeichnet und behandelt. In einem an den Parteivorsitzenden der SED/PDS, Gregor 
Gysi gerichteten Schreiben des Ministeriums für Kultur,

Anlage B 13,

heißt es hierzu:

„ Sehr geehrter Genosse Dr. Gysi!

Entsprechend der Vereinbarung vom 19.04.1984 zwischen der Abteilung Fi­
nanzverwaltung und Parteibetriebe beim Zentralkomitee der SED und dem 
Ministerium für Kultur, Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel, verwal­
tet das Ministerium für Kultur zehn parteieigene Verlage.
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Die konsequente Trennung von Partei und Staat erfordert, dass diese Ver­
waltung durch das Ministerium für Kultur sofort beendet wird. “

2. Das Schicksal des Aufbau-Verlages war dann auch Gegenstand einer Sitzung des Präsi­
diums des Parteivorstandes der SED/PDS. In der Beschlussvorlage für das Präsidium 
des Parteivorstandes heißt es, dass der Aufbau-Verlag 1945 mit Mitteln der KPD durch 
den Genossen Klaus Gysi und weitere drei Gesellschafter gegründet worden sei. Weiter 
heißt es in der Beschlussvorlage, dass die SED Anfang der 60iger Jahre die Substanz 
des Volksverlages Weimar sowie von Rütten & Loening eingebracht habe, so dass der 
Verlag seit diesem Zeitpunkt nicht mehr als Verlag des Kulturbundes zu betrachten sei. 
Auch eine Gewinnabführung an den Kulturbund sei seit diesem Zeitpunkt nicht mehr 
erfolgt. Die Finanzierung des Kulturbundes sei stattdessen über die Hauptkasse des 
Zentralkomitees neu geregelt worden. Betont wird auch, dass die Verlagsgebäude in 
Berlin und Weimar Parteieigentum seien.

Wörtlich heißt es in der Vorlage für das Präsidium des Parteivorstandes vom 
10.01.1990,

Anlage B 14:

„Ein Problem von besonderer politischer Bedeutung ist die künftige Hand­
habung des Aufbau-Verlages und Rütten & Loening, Berlin. Der Verlag 
wurde 1945 mit Mitteln der KPD durch Genossen K. Gysi und weitere drei 
Gesellschafter mit je  20.000,00 RM  als GmbH gegründet, zu einem späteren 
Zeitpunkt als Verlag des Kulturbundes zur demokratischen Erneuerung 
Deutschlands deklariert und dorthin erfolgte auch die Gewinnabführung. 
Anfang der 60iger Jahre brachte die SED die Substanz des Volksverlages, 
Weimar (kulturelles Erbe) und von Rütten & Loening, Berlin, ein. Der Ver­
lag firmierte nun nicht mehr als Kulturbund-Verlag und die Finanzierung 
des Kulturbundes wurde über die Hauptkasse des ZK neu geregelt. Die Ver­
lagsgebäude in Berlin und Weimar sind Parteieigentum. “

In der Vorlage wird die Frage erörtert, ob der Aufbau-Verlag nach Umwandlung in eine 
GmbH zu gleichen Teilen dem Kulturbund sowie der parteieigenen Buchverlagsgesell- 
schaft übertragen werden sollte. Neben dieser Lösung käme -  so die Beschlussvorlage -  
nur ein Verkauf in Volkseigentum in Frage. Zur Motivation der Überführung in Volks­
eigentum heißt es in der Beschlussvorlage:

„Bei der Entscheidung über den künftigen Status sind vor allem auch spezi­
fische kulturpolitische Gesichtspunkte zu berücksichtigen. International be­
deutende DDR-Autoren, wie Christa Wolf, Christoph Hein u. a. sind, wie sie 
erklärt haben, nicht mehr bereit, in einem „ Verlag der SED“ zu veröffentli­
chen und haben bereits die Zurücknahme der Autorenrechte angekündigt. “

Die Beschlussvorlage eröffnete dem Präsidium des Parteivorstandes der SED/PDS mit­
hin zwei Handlungsalternativen: Zum einen wurde die Umwandlung des Aufbau- 
Verlages in eine GmbH mit dem Kulturbund und der Buchverlagsgesellschaft als Ge­
sellschaftern zu gleichen Teilen vorgeschlagen, zum anderen die Übertragung in Volks-
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eigentum, Beides wäre nicht möglich und auch nicht erforderlich gewesen, wenn es sich 
nach wie vor um einen Verlag des Kulturbundes gehandelt hätte.

Auf der Grundlage der Beschlussvorlage hat dann das Präsidium des Parteivorstandes 
der SED/PDS am 22.02.1990 entschieden, dass der Aufbau-Verlag rückwirkend ab dem
01.01.1990 in Volkseigentum überfuhrt wird. Dieser Beschluss wurde in einem Schrei­
ben des Vorsitzenden der SED/PDS, Herrn Gregor Gysi, an das Ministerium für Kultur 
vom 29.01.1990,

Anlage B 15,

bekannt gegeben. In diesem Schreiben heißt es:

„Ausgehend von generellen politischen Überlegungen, mehrfachen Beratun­
gen mit den Leitern dieser Verlage sowie der Meinungsbildung in den Beleg­
schaften hat der Parteivorstand entschieden, dass diese Verlage in Volksei­
gentum oder genossenschaftliches Eigentum überführt werden sollen. "

Die Geschäftsführer des Aufbau-Verlages wurden am 22.02.1990 in die Überlegungen 
der SED/PDS einbezogen. In dem Protokoll vom 26.02.1990 über eine Beratung im 
Parteivorstand der PDS vom 22.02.1990,

Anlage B 16,

an der die Verlagsdirektoren Faber und Dempewolf teilgenommen haben, heißt es:

„Die bisher im Eigentum der SED/PDS befindlichen Verlage Rütten & Loe- 
ning und Aufbau-Verlag werden rückwirkend ab 01.01.1990 in Volkseigen­
tum überführt. Grundlage fü r  die Überführung ist ein Beschluss des Partei­
vorstandes der SED/PDS und die von der Hauptverwaltung Verlage und 
Buchhandel für beide Verlage bestätigte Bilanz 1989. Die noch offene Ge­
winnabführung fü r  1989 in Höhe von 2,8 Mio. Mark realisiert der Verlag in 
der ersten Dekade März 1990. "

Auch die vom Verlag genutzten Liegenschaften wurden als parteieigen bezeichnet. 
Wörtlich heißt es hierzu in dem Protokoll:

„Als Eigentümer des Hauses in der Französischen Straße 32 müsste nach 
den im Parteivorstand vorliegenden Unterlagen (Tauschvertrag Ministerium 
der Finanzen-SED vom 27.07.1966, Anlage 2.32) beim Liegenschaftsdienst 
der Aufbau- Verlag (ohne Eigentumsform) eingetragen sein. Das Haus wird 
von der PDS dem Aufbau-Verlag zur kostenlosen Nutzung übergeben. Ein 
weiterer Kauf ist nicht möglich. Die Kosten für die Instandhaltung über­
nimmt der Verlag."

An keiner Stelle in dem Protokoll ist vom Kulturbund die Rede. Auch die vom Verlag 
genutzten Liegenschaften werden als parteieigen bezeichnet.

Am 14.03.1990 erfolgte dann eine Übergabe des Aufbau-Verlages sowie des Verlages 
Rütten & Loening vom Parteivorstand der PDS an das Ministerium für Kultur.
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Als weiteres Ergebnis kann daher Folgendes festgehalten werden:

Spätestens seit dem Abkommen zwischen der Abteilung Finanzverwaltung und Partei­
betriebe beim Zentralkomitee der SED mit dem Ministerium flir Kultur, Hauptverwal­
tung Verlage und Buchhandel, vom 13.12.1963 und der Einbringung des Aufbau- 
Verlages, des Verlages Rütten & Loening sowie des Volksverlages Weimar in den Auf­
bau-Verlag Berlin-Weimar wurde dieser als parteieigener Verlag behandelt und be­
zeichnet, In der Rechtswirklichkeit war der Kulturbund spätestens seit dem 01.01.1964 
nicht mehr Eigentümer des Aufbau-Verlages, so dass dieser durch die SED/PDS wirk­
sam in Volkseigentum überführt werden konnte.

Mit Wirkung zum 01.07.1990 wurde der VEB Aufbau-Verlag dann kraft Gesetzes ge­
mäß § 11 Abs. 1 Satz 1 TreuhG in Verbindung mit § 1 Abs. 4 TreuhG in eine Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung im Aufbau umgewandelt.

Beurteilung der Rechtslage durch die Rechtsprechung

Die Rechtsnachfolge nach der Aufbau-Verlag GmbH (1945) war auch Gegenstand zahl­
reicher Entscheidungen der Gerichte:

Urteil des Oberlandesgerichtes Frankfurt a. M. vom 17.08.2006, Aktenzeichen 16 
U 175/05

Der Unterzeichner verkennt nicht, dass das Oberlandesgericht Frankfurt in dem vom 
Kammergericht zitierten Urteil vom 17.08.2006, Aktenzeichen 16 U 175/05, die Beru­
fung gegen das Urteil des Landgerichtes Frankfurt a. M. vom 18.11.2005, Aktenzeichen 
2-27 O 238/04, zurückgewiesen hat, in dem das Landgericht Frankfurt auf die Wider­
klage des Beteiligten zu 2) hin festgestellt hatte, dass dieser der Rechts- und Vermö­
gensnachfolger nach der am 16.08.1945 gegründeten Aufbau-Verlag GmbH sei. Die Ur­
teile des Landgerichtes und Oberlandesgerichtes Frankfurt erfolgten aber in einem vom 
Beteiligten zu 2) initiierten Rechtsstreit, in dem dieser auf Klageseite die von ihm be­
herrschte Aufbau-Verlag GmbH hat auftreten lassen, um die begehrte Feststellung dann 
im Wege der Widerklage durchsetzen zu können. Unabhängig davon, wie man das Auf­
treten auf Kläger- und Beklagtenseite bewerten will, hat das Oberlandesgericht Frank­
furt in der zitierten Entscheidung lediglich eine Beweislastentscheidung getroffen, weil 
es der dortigen Klägerin, also der Aufbau-Verlag GmbH, wie vom Beteiligten zu 2) von 
vornherein beabsichtigt, nicht gelungen war, den Eigentumsübergang vom Kulturbund 
auf die SED und damit die Umwandlung nach den Vorgaben des Treuhandgesetzes 
„ zweifelsfrei" darzulegen.
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Das Oberlandesgericht Frankfurt a. M, führt in seiner Entscheidung aus, dass es zwar 
verschiedene Möglichkeiten für einen Übergang des Eigentums auf die SED gegeben 
habe, dass diese Indizien aber nicht ausreichten, um den Eigentumsverlust des Kultur­
bundes zur Überzeugung des Senates „nachzuweisen ",

Dass das Oberlandesgericht Frankfurt a. M. lediglich eine Beweislastentscheidung ge­
troffen hat, zeigt die Formulierung des Gerichtes in den Entscheidungsgründen. Es heißt 
dort:

„Dass sich der von der Klägerin und der Streitverkündeten behauptete Ei­
gentumsübergang vom Kulturbund auf die SED somit nicht zweifelsfrei 
(Hervorhebung durch den Unterzeichner) feststellen lässt, geht zu Lasten 
der Klägerin. Entgegen der Auffassung der Streitverkündeten gibt es näm­
lich keine Veranlassung, von einer Umkehr der Darlegungs- und Beweislast 
auszugehen. Es gilt nach wie vor der Grundsatz, dass derjenige die Umstän­
de darlegen und zu beweisen hat, aus denen sich die für ihn positive Rechts­
folge ergibt. Die bloße schriftliche Bezeichnung des Aufbau-Verlages als 
parteieigener Verlag in der Vereinbarung von 1984 vermag auf der Grund­
lage der vorstehenden Erwägungen im Ergebnis an diesem Grundsatz nichts 
zu ändern. “

Als Ergebnis kann daher festgehalten werden, dass sich der Beteiligte zu 2) durch „ge­
schickte “ Verteilung von Kläger- und Beklagtenrolle eine Beweislastsituation zunutze 
gemacht hat, um das Oberlandesgericht Frankfurt zu der Entscheidung in dem von ihm 
gewollten Sinn zu bewegen.

Das Oberlandesgericht Frankfurt a. M. hat demgegenüber nicht entschieden, dass der 
Beteiligte zu 1) „ohne vernünftigen Zweifel" Rechts- und Vermögensnachfolger der 
Aufbau-Verlag GmbH (1945) ist und der Umwandlungsvermerk im Handelsregister da­
her zu Unrecht eingetragen worden ist. Das Urteil des Oberlandesgerichtes Frankfurt a. 
M. kann daher keine Grundlage für die beantragte Löschung sein.

Falsch ist auch die Behauptung des Beteiligten zu 2), dass der Bundesgerichtshof eine 
Beurteilung der materiellen Rechtslage vorgenommen und diese in dem von ihm be­
haupteten Sinne entschieden habe. Der Bundesgerichtshof weist in seinem Beschluss 
vom 10.12.2007 lediglich daraufhin, dass der Senat beabsichtige, die Revision der dor­
tigen Klägerin und ihrer Streithelferin gemäß § 552 a ZPO zurückzuweisen. Der Betei­
ligte zu 2) vermag hieraus nicht abzuleiten, dass der Bundesgerichtshof die Rechtslage 
zur Rechts- und Vermögensnachfolge nach der im Jahre 1945 gegründeten Aufbau- 
Verlag GmbH in dem von ihm behaupteten Sinn entschieden habe. Der Bundesgerichts­
hof hat lediglich dargelegt, dass das Berufungsgericht „in rechtlich unangreißarer 
Würdigung der unstreitigen Tatsachen" zu seiner Entscheidung gelangt sei. Der Bun­
desgerichtshof bestätigt also nicht mehr und nicht weniger, als dass das Oberlandesge­
richt Frankfurt in prozessual nicht zu beanstandender Weise eine Beweislastentschei­
dung getroffen habe.
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II. Urteil des Landgerichtes Frankfurt a. M. vom 20.07.2005, Aktenzeichen 
2/6 O 337/04

In einem weiteren vom Beteiligten zu 2) bezeichnenderweise nicht zitierten Rechtsstreit 
hat der Beteiligte zu 2) die Feststellung begehrt, dass die Aufbau-Verlag GmbH (1990) 
nicht die Rechts- und/oder Vermögensnachfolgerin der Aufbau-Verlag GmbH (1945) 
sei. Das Landgericht Frankfurt a. M, hat die im Namen der Aufbau-Verlag GmbH 
(1945) erhobene Klage abgmiesen und den Beteiligten zu 2), der sich als Alleingesell­
schafter der Aufbau-Verlag GmbH (1945) geriert hatte, verurteilt, 75 % der Kosten des 
Rechtsstreits zu tragen. Begründet hat das Landgericht Frankfurt a. M. die Klageabwei­
sung mit dem Hinweis, dass die Aufbau-Verlag GmbH (1945) im Hinblick auf die im 
Jahre 1955 erfolgte Umwandlung in einen organisationseigenen Betrieb bereits vor Kla­
geeinreichung nicht mehr existent und damit auch nicht parteifähig gemäß § 50 ZPO 
gewesen sei. Zur Begründung fuhrt das Landgericht Frankfurt in seinem Urteil aus, dass 
der Wirksamkeit der im Jahre 1955 erfolgten Umwandlung nicht entgegengehalten wer­
den könne, dass das in der damaligen DDR geltende Umwandlungsrecht nicht eingehal­
ten worden sei. Unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes 
weist das Landgericht Frankfurt a. M. daraufhin, dass die Rechtswirklichkeit der dama­
ligen DDR geltendes Recht überlagert habe. Wörtlich heißt es in der Entscheidung des 
Landgerichtes Frankfurt a. M.,

Anlage B 17:

„Die Klägerin kann gegen die Wirksamkeit der Umwandlung auch nicht 
einwenden, das in der damaligen DDR geltende Umwandlungsrecht sei nicht 
eingehalten worden und stehe deshalb der Wirksamkeit der Umwandlung 
entgegen. In diesem Zusammenhang ist nicht ausschließlich geschriebenes 
Recht zu berücksichtigen, sondern insbesondere auch die Zielsetzung, die 
mit einer solchen Umwandlung erreicht werden sollte (Landgericht Frank­
furt, 2/18 0170/04, Seite 14). Aus dem späteren Beschluss des Politbüros 
vom 31.07.1962 und der Vereinbarung vom 13.12.1963 ergibt sich, dass es 
um die Schaffung einer einheitlichen politischen und ökonomischen Leitung 
von Verlagswesen und Buchhandlung unter staatlicher Kontrolle ging. Die­
ser Zielsetzung hatten sich die in einer freiheitlichen Wirtschaftsordnung 
geltenden gesellschaftsrechtlichen Strukturprinzipien zu unterwerfen, denn 
den damaligen Machthabern in der DDR war die richtige dogmatische Ei­
nordnung der von ihnen erlassenen Regelungen weniger bedeutsam als das 
Erreichen bestimmter ideologischer Ziele (BGH, ZIP 1997, 656f f ) .  "

Das Landgericht Frankfurt a. M. hat daher in seiner Entscheidung vom 20.07.2005 klar 
und unmissverständlich herausgearbeitet, dass die in einer freiheitlichen Wirtschafts­
ordnung geltenden gesellschaftsrechtlichen Strukturprinzipien nicht auf ein dem sozia­
listischen Ideengut verpflichtetes System projiziert werden können, da den damaligen 
Machthabern die richtige dogmatische Einordnung der von ihnen erlassenen Regelun-
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gen weniger bedeutsam war als das Erreichen bestimmter ideologischer Ziele (vgl. 
BGH, Urteil vom 17.02.1997, Aktenzeichen IIZR 25/96, VIZ 1997, 434).

Urteil des Oberlandesgerichtes Frankfurt a. M. vom 12.07.2007, Aktenzeichen 
3 U 247/05

Die vom Kläger gegen das Urteil des Landgerichtes Frankfurt a. M. veranlasste Beru­
fung wurde durch Urteil des Oberlandesgerichtes Frankfurt a. M. vom 12.07.2007, Ak­
tenzeichen 3 U 247/5,

Anlage B 18,

zurückgewiesen. Auch das Oberlandesgericht Frankfurt a. M. hat hervorgehoben, dass 
die Aufbau-Verlag GmbH (1945) durch die Eintragung im Register C der volkseigenen 
Wirtschaft und Löschung im Register B in einen organisationseigenen Betrieb umge­
wandelt worden sei. Mit der Umtragung in das Register C der volkseigenen Wirtschaft 
sei bereits der „Anfangsbaustein“ für den Beschluss des Zentralkomitees der SED vom 
31.07.1962 gesetzt worden, mit dem sowohl die politisch-ideologische als auch die 
ökonomische Leitung des Aufbau-Verlages der Hauptverwaltung Verlage und Buch­
handel der Regierung der DDR unterstellt worden ist.

Das Oberlandesgericht Frankfurt a. M. hat daher in einer dem vom Kammergericht zi­
tierten Urteil vom 17.08.2006 nachfolgenden Entscheidung hervorgehoben, dass mit der 
Verwaltungsvereinbarung vom 13.12.1963 eine neue Wirtschaftseinheit entstanden ist 
und der bis dahin möglicherweise existierende organisationseigene Betrieb in dieser 
neuen Wirtschaftseinheit aufgegangen ist. Das Landgericht Frankfurt und ihm folgend 
das Oberlandesgericht Frankfurt haben unter Bezugnahme auf den Beschluss des Polit­
büros der SED vom 31.07.1962 ausgeführt, dass der Aufbau-Verlag der staatlichen Lei­
tung unterstellt wurde und letztlich ein parteieigener Betrieb geworden ist, so dass er 
durch Beschluss des Präsidiums des Parteivorstandes der SED/PDS in Volkseigentum 
überfuhrt und demzufolge in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung umgewandelt 
werden konnte.

Urteil des Landgerichtes Berlin vom 14.11.1995, Aktenzeichen 9 O 57/95

In einem vor dem Landgericht Berlin unter dem Aktenzeichen 9 O 57/95 anhängigen 
Rechtsstreit mit einem identischen Streitgegenstand hat das Landgericht Berlin die unter 
anderem von der Beteiligten zu 3) erhobene Klage gegen die Bundesanstalt für vereini­
gungsbedingte Sonderaufgaben, festzustellen, dass diese verpflichtet sei, der Beteiligten 
zu 3) und ihren damaligen Mitgesellschafitem den Schaden zu ersetzen, der ihnen daraus 
entstanden ist und noch entstehen wird, dass ihnen die Geschäftsanteile an der Aufbau- 
Verlag GmbH und der Rütten & Loening GmbH nicht übertragen worden sind, abge-
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Anlage B 19.

Urteil des Kammergerichtes vom 05.05.1998, Aktenzeichen 14 U 856/96

Die hiergegen eingelegte Berufung wurde durch das Kammergericht mit Urteil vom
05.05.1998,

Anlage B 20,

zurückgewiesen. In den Entscheidungsgründen hat das Kammergericht ausgeführt, dass 
die Aufbau-Verlag GmbH Rechtsnachfolgerin der 1945 gegründeten Gesellschaft sei. 
Dadurch sei die Aufbau-Verlag GmbH auch Inhaber der im Geschäftsanteilskauf- und 
Abtretungsvertrag genannten Rechte geworden. Das Kammergericht begründet seine 
Rechtsauffassung damit, dass die Aufbau-Verlag GmbH durch Eintragung in das Han­
delsregister C unter gleichzeitiger Löschung im Handelsregister B im Wege formwech­
selnder Umwandlung in einen organisationseigenen Betrieb umgewandelt worden sei. 
Als solcher sei der Aufbau-Verlag in der Folgezeit stets behandelt worden.

Das organisationseigene Eigentum des Kulturbundes am Aufbau-Verlag sei dann nach­
folgend im Wege staatlicher Reorganisation der SED zugewiesen worden. Dies ergäbe 
sich -  so das Kammergericht -  aus der Verwaltungsvereinbarung vom 13.12.1963, mit 
der der Aufbau-Verlag mit Wirkung ab dem 01.01.1964 zusammen mit den parteieige­
nen Verlagen Rütten & Loening sowie Volksverlag Weimar zu einer neuen Wirt­
schaftseinheit zusammengefasst worden sei. Das ehemals organisationseigene Eigentum 
des Kulturbundes am Aufbau-Verlag sei daher im Rahmen der Zusammenfassung mit 
den Verlagen Rütten & Loening und Volksverlag Weimar auf die SED übertragen wor­
den. Diese bzw. deren Rechtsnachfolgerin PDS habe durch die vom Präsidium ihres 
Parteivorstandes sowie dem Ministerium für Kultur Unterzeichnete Übergabe- und 
Übernahmevereinbarung vom 14.03 ./02.04.1990 den Aufbau-Verlag in Volkseigentum 
überfuhrt, aus dem der Aufbau-Verlag dann nach den Bestimmungen des Treuhandge­
setzes in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung umgewandelt worden sei. Wörtlich 
heißt es insoweit in dem Urteil des Kammergerichtes:

„Diese beiden als OEB in ihrem Eigentum stehenden Verlage hat die SED 
bzw. ihre Rechtsnachfolgerin PDS durch die von ihrem Parteivorstand und 
dem Ministerium für Kultur Unterzeichnete Übergabe- und Übernahmever­
einbarung vom 02.04./14.03.1990 wirksam in Volkseigentum überführt, aus 
dem sie nachfolgend nach den Bestimmungen des Treuhandgesetzes in die 
von der Beklagten durch den strittigen Anteilskaufvertrag an die Kläger ver­
äußerten Gesellschaften mit beschränkter Haftung umgewandelt wurden.

Die Beklagte hat damit den Anteilskaufvertrag auch im Sinne der Kläger 
vollständig und ordnungsgemäß erfüllt, so dass auch auf die Verschaffung 
der Anteile an den Altgesellschaften gerichteten Schadensersatzansprüche 
nach den Grundsätzen der culpa in contrahendo, der positiven Vertragsver­
letzung oder des Deliktsrechts ausgeschlossen sind.
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Dass der Kulturbund e. V seine Zustimmung zum Anteilskaufvertrag ange- 
fochten hat, ist vorliegend unbeachtlich, da insoweit weder ein Anfechtungs­
recht ersichtlich ist, noch festgestellt werden kann, dass die im Februar 1995 
erklärte Anfechtung der am 18,09.1991 abgegebenen Zustimmung die ein­
schlägigen gesetzlichen Anfechtungsfristen wahrt. “

Weiter fuhrt das Kammergericht aus:

„Damit ist auch die weitere Behauptung der Beklagten, das organisationsei­
gene Eigentum am Aufbau-Verlag sei im Zuge der Zusammenfassung mit 
den Verlagen Rütten & Loening und Volksverlag Weimar der SED übertra­
gen worden, hinreichend belegt, ohne dass die Kläger dem ausreichend ent­
gegengetreten wären. Dass keine der Parteien des hiesigen Rechtsstreit wei­
tere Unterlagen vorzulegen vermag, die eine Übertragung au f die SED bele­
gen, steht dem Vorbringen der Beklagten angesichts der insoweit mangels 
substantiierter Angriffe als Nachweis ausreichenden Verwaltungsvereinba- 
rung vom 19.04.1984 nicht entgegen. Auch die fortbestehende Zuweisung 
von Gewinnen an den Kulturbund vermag den von der Beklagten geführten 
Nachweis der Übertragung des Auflau-Verlages in organisationseigenes 
Eigentum der SED nicht zu erschüttern, da eine solche Zuweisung auch in 
Ansehung der Überführung des Aufbau-Verlages in das Eigentum der SED 
in der letztgenannten Verwaltungsvereinbarung ausdrücklich vorgesehen 
war und als systemimmanente staatliche Finanzierungsanordnung die Ei­
gentumszuweisung als solche nicht in Frage zu stellen vermag. “

Diesen überzeugenden Ausführungen des Kammergerichtes ist nichts hinzuzufügen. Je­
denfalls können die Beteiligten zu 2) und 3) im Hinblick auf diese Ausführungen des 
Kammergerichtes nicht behaupten, dass die angebliche Unrichtigkeit des in das Register 
eingetragenen Umwandlungsvermerkes zweifelsfrei feststehe.

VI. Beschluss des Bundesgerichtshofes vom 02.06.1999, Aktenzeichen VIIIZR 160/98

Mit Beschluss des Bundesgerichtshofes vom 02.06.1999, Aktenzeichen VIII ZR 160/98,

Anlage B 21,

hat der Bundesgerichtshof die gegen das Urteil des Kammergerichtes eingelegte Beru­
fung nicht angekommen.

VII. Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes vom 13.02.2001, Aktenzeichen 
1 BvR 1175/99

Wegen der Nichtannahme der Revision haben die damaligen Kläger Verfassungsbe­
schwerde zum Bundesverfassungsgericht eingereicht. Diese wurde durch Beschluss 
vom 13.02.2001,

Anlage B 22,
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nicht zur Entscheidung angenommen.

Vffl. Urteil des Kammergerichts vom 26.10.2000, Aktenzeichen 27 U 8618/99

Mit den streitigen Rechtsfragen, hat sich das Kammergericht in einem weiteren Urteil 
vom 26.10.2000,

Anlage B 23,

auseinandergesetzt. In einem zunächst vor dem Landgericht Berlin unter dem Aktenzei­
chen 9 O 652/96 anhängigen Rechtsstreit haben die ehemaligen Geschäftsführer der 
Aufbau-Verlag GmbH, Herr Peter Dempewolf und Herr Dr. Gotthard Erler, angebliche 
Schadensersatzansprüche gegen die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf­
gaben geltend gemacht. Hintergrund war ein von der Rowohlt Verlag GmbH und ande­
ren Klägern gegen die Aufbau-Verlag geführter Rechtsstreit vor dem Landgericht Ham­
burg unter dem Aktenzeichen 324 O 624/93.

Mit Urteil des Landgerichts Hamburg vom 22.12.1995 wurde die von der Rowohlt Ver­
lag GmbH sowie den anderen Klägern erhobene Klage ebenso wie die von der Aufbau- 
Verlag GmbH erhobene Widerklage als unzulässig abgewiesen. Das Landgericht Ham­
burg hatte die Klageabweisung damit begründet, dass die Klage gegen eine nicht exis­
tente juristische Person gerichtet sei, da die Aufbau-Verlag GmbH zu keinem Zeitpunkt 
wirksam entstanden sei. Aus diesem Grunde wurde auch die Widerklage als unzulässig 
abgewiesen. Hinsichtlich des auf die abgewiesene Widerklage entfallenden Kostenan­
teils sind Herr Peter Dempewolf sowie sein Mitgeschäftsführer Dr. Gotthard Erler als 
unter dem Namen der nicht existenten dortigen Beklagten als „Geschäftsführer“ Han­
delnde zur Zahlung der Kosten verurteilt worden. Wegen dieser Verpflichtung zur Zah­
lung der Kosten hat Herr Dempewolf die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Son­
deraufgaben aus eigenem sowie abgetretenem Recht auf Schadensersatz in Anspruch 
genommen und darüber hinaus die Feststellung beantragt, dass die Beklagte verpflichtet 
sei, ihm allen Schaden zu ersetzen der daraus entstehen könnte, dass die Aufbau-Verlag 
GmbH nie entstanden sei. Die Klage des Herrn Dempewolf hatte also letztlich den glei­
chen Inhalt wie das nunmehrige Verfahren.

Das Landgericht Berlin hat mit Urteil vom 14.10.1999, Az.: 9 O 652/96,

Anlage B 24,

die gegen die Beklagte gerichtete Klage abgewiesen.

Wörtlich führt das Kammergericht hierzu aus:

„Selbst das mit der historischen Entwicklung der Organisation des Aufbau- 
Verlages vertraute Präsidium der SED/PDS ging in den ersten Jahren nach 
der Wende davon aus, dass sich der Verlag im Eigentum der Partei befand 
und in Volkseigentum überführt werden konnte, wie sich unter anderem aus



KPMG Rechtsanwaltsgesellschaft mbH Seite 26

der -  vom Kläger protokollierten -  Beratung des Parteivorstandes der PDS 
vom 22,02.1990 ergibt. Davon gingen ausweislich des Übergabe- 
/Übernahmeprotokolls vom 14.03./ 02.04.1990 auch das Ministerium für  
Kultur sowie der Verlagsdirektor aus. Der Ministerrat der DDR teilte eben­
falls diese Ansicht, wie sich aus dem Schreiben der stellvertretenden Kul­
turministerin vom 11.04.1990 ergibt. Auch der Kläger selbst ging schließlich 
hinsichtlich des Verlages von einer -  wenn auch rechtswidrigen -  Enteig­
nung zu Gunsten der SED aus.

Die Annahme der Beklagten, der Auflau-Verlag habe 1990 tatsächlich im 
Volkseigentum gestanden und sei deshalb nach §§ 1 Abs. 4, 11 Abs. 2 THG 
in eine Kapitalgesellschaft umgewandelt worden, haben vor allem aber auch 
die meisten der mit dieser Frage bis je tzt befasst gewesenen Gerichte fü r  ge­
rechtfertigt gehalten.

Das mit dieser Problematik in der Registersache 92 HRB 35991 befasst ge­
wesene und zur Amtsermittlung verpflichtete Amtsgericht Charlottenburg 
wies mit Verfügung vom 02.10.1991 darauf hin, dass der Verlag 1955 in 
Volkseigentum umgewandelt, sodann im HRC eingetragen worden sei und 
die Gründung der Aufbau-Verlag GmbH deshalb im Einklang mit dem Treu­
handgesetz stehe.

Der 1. Zivilsenat des Kammergerichtes hat die Annahme des Volkseigentums 
und die Umwandlung des Verlages in eine GmbH im Aufbau nach dem 
Treuhandgesetz in der Registersache 1 W 1897/96 zumindest für vertretbar 
angesehen (Beschluss vom 27.05.1997).

Der 14. Zivilsenat des Kammergerichtes hat in seinem Urteil vom
05.05.1998, Az. 14 U 856/96, ausgeführt, dass die SED bzw. die PDS den 
Aufbauverlag wirksam in Volkseigentum überführt habe und er nachfolgend 
den Bestimmungen des Treuhandgesetzes gemäß in eine Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung umgewandelt worden sei. Der Bundesgerichtshof hat die 
Revision gegen diese Entscheidung, die auch die Feststellung beinhaltet, die 
Beklagte sei nicht verpflichtet gewesen, ihre internen Differenzen mit der 
unabhängigen Kommission, die zeitweilig eine abweichende Rechtsauffas­
sung zur Eigentumsstellung der SED an dem Verlag vertrat, zu offenbaren, 
durch Beschluss vom 02.06.1999 (VIIIZR 160/98) nicht angenommen.

Die in erster Instanz mit der Sache befasst gewesene Kammer des Landge­
richtes vertrat schließlich ebenfalls die Ansicht einer nach dem Treuhandge­
setz ordnungsgemäßen Umwandlung des Aufbauverlages in eine GmbH im 
Aufbau. Nach alledem kann der Beklagten jedenfalls nicht der Vorwurf einer 
schuldhaft sorgfaltswidrigen Verkennung der -  nach Ansicht des Klägers -  
wahren Sach- und Rechtslage gemacht werden. Die Beklagte war auch dem 
Kläger und seinem Mitgeschäftsführer weder aus (nach-)vertraglicher Ne­
benpflicht noch aus Treu und Glauben verpflichtet, ihr etwa zwischenzeitlich 
gekommene Bedenken sowie die Bedenken Dritter hinsichtlich der Eigen­
tumsproblematik zu offenbaren, zumal sie diese Bedenken, zumindest ver­
tretbar, letztlich als unbegründet ansehen durfte. “
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Das Kammergericht hat also auch in dem Urteil vom 26.10.2000 keinen Zweifel daran 
gelassen, dass die Aufbau-Verlag GmbH (1945) nach Überführung in Volkseigentum 
wirksam nach den Vorgaben des Treuhandgesetzes in eine Gesellschaft mit beschränk­
ter Haftung umgewandelt wurde.

Urteil des Verwaltungsgerichtes Berlin vom 09.12.2002, Aktenzeichen 
VG 26 A 133.01

Ebenfalls vom Beteiligten zu 2) nicht zitiert wird das Urteil des Verwaltungsgerichtes 
Berlin vom 09.12.2002 in einem von diesem angestrengten und diesmal im eigenen 
Namen gemeinsam mit dem Kulturbund e. V. gegen die Bundesanstalt für vereini­
gungsbedingte Sonderaufgaben geführten Rechtsstreit, der beim Verwaltungsgericht 
Berlin unter dem Aktenzeichen VG 26 A 133.01 anhängig war. In diesem Rechtsstreit 
haben der Kulturbund e. V. und der Beteiligte zu 2) die Feststellung begehrt, dass die 
Aufbau-Verlag GmbH (1945) zu keinem Zeitpunkt zum volkseigenen und der Privati­
sierung und Reorganisation nach dem Gesetz zur Privatisierung und Reorganisation des 
volkseigenen Vermögens (Treuhandgesetz) vom 17.06.1999 unterliegenden Vermögens 
gehört habe. Diese in dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren gestellten Feststellungs­
anträge sind identisch mit den Anträgen gemäß Ziffer A I. 1., 2., B. in dem vorliegenden 
Rechtsstreit.

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren haben der Beteiligte zu 2) und der Kultur­
bund e. V. des Weiteren die Feststellung begehrt, dass die Bundesanstalt für vereini­
gungsbedingte Sonderaufgaben zu keinem Zeitpunkt berechtigt gewesen wäre, über den 
Aufbau-Verlag nach dem Treuhandgesetz zu verfügen, ferner festzustellen, dass die 
Aufbau-Verlag GmbH (1945) zum Altvermögen des Kulturbundes im Sinne von § 20 b 
Abs. 2 PartG-DDR gehört habe.

Das Verwaltungsgericht Berlin hat die Klage des Klägers und des Kulturbundes mit Ur­
teil vom 09.12.2002,

Anlage B 25,

abgewiesen, weil es den dortigen Klägern bereits an dem erforderlichen Feststellungsin­
teresse gefehlt habe.

Beschluss des Oberverwaltungsgerichtes Berlin-Brandenburg vom 23.12.2005, 
Aktenzeichen OVG 3 N 15.03

Der Antrag des Beteiligten zu 2) und des Kulturbundes, die Berufung gegen das Urteil 
des Verwaltungsgerichtes Berlin vom 09.12.2002 zuzulassen, wurde durch Beschluss 
des Oberverwaltungsgerichtes Berlin-Brandenburg,

Anlage B 26,
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zurückgewiesen. Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg äußert sich darin 
nicht nur zur Zulässigkeit der Klage, sondern auch zu den der Klage zugrunde liegenden 
materiellen Fragen und fuhrt aus, dass der Aufbau-Verlag als organisationseigener Be­
trieb im Eigentum der SED gestanden habe, von ihr in Volkseigentum überführt und an­
schließend nach den Bestimmungen des Treuhandgesetzes in eine GmbH i. A. umge­
wandelt worden sei. Wörtlich heißt es in dem Beschluss des Oberverwaltungsgerichtes 
Berlin-Brandenburg:

„Das Kammergericht hat in seinem Urteil vom 05, Mai 1998, Aktenzeichen 
14 U 856/96 -  festgestellt, dass die Beklagte ihre Verpflichtungen aus dem 
Veräußerungsvertrag vom 18./27. September 1991 gegenüber den Erwerbern 
vollständig erfüllt hat, so dass ihr keine Rechte an der Aufbau-Verlag GmbH 
mehr zustehen. Das - allerdings nicht gegenüber den Klägern ergangene - 
Urteil ist rechtskräftig geworden, nachdem weder der BGH die Revision 
noch das Bundesverfassungsgericht die Verfassungsbeschwerde hiergegen 
zur Entscheidung angenommen haben. A u f seiner Grundlage lassen sich die 
von den Klägern aufgeworfenen Fragen nach dem Eigentum und der Verfü­
gungsmacht des Klägers zu 1) unschwer beantworten, denn das Kammerge- 
richt hat dargelegt, dass der Aufbau-Verlag als Organisationseigener Be­
trieb im Eigentum der SED gestanden hat, von ihr in Volkseigentum über­
führt und anschließend nach den Bestimmungen des THG in die GmbH i. A. 
umgewandelt worden ist. “

XI. Urteil des Landgerichtes Berlin vom 20.10.2009, Aktenzeichen 9 O 464/08

Schließlich verschweigt der Beteiligte zu 2) auch das Urteil des Landgerichtes Berlin 
vom 20.10.2009,

Anlage B 27,

in dem von der Aufbau-Liquidationsgesellschaft mbH gegen die Beklagte geführten 
Rechtsstreit. Der Beteiligte zu 2) hat dort die insolvente Aufbau­
Liquidationsgesellschaft mbH (vormals Aufbau-Verlag GmbH) als Klägerin auftreten 
lassen, nachdem der Insolvenzverwalter wegen der offensichtlich fehlenden Erfolgsaus­
sichten von einer eigenen Klageerhebung abgesehen und die vermeintlichen Ansprüche 
freigegeben hatte.

XII. Urteil des Kammergerichtes vom 10.02,2011, Aktenzeichen 10 U 167/09

Mit der Beweislastproblematik hat sich schließlich das Kammergericht in seinem Urteil 
vom 10.02.2011, Aktenzeichen 10 U 167/09,

Anlage B 28,

in dem von dem Beteiligten zu 2) initiierten Rechtsstreit der Aufbau­
Liquidationsgesellschaft mbH gegen die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Son­
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deraufgaben auseinandergesetzt und ausgeführt, dass die vom Beteiligten zu 2) behaup­
tete fehlende Rechts- und Vermögensnachfolge nicht bereits aufgrund der Interventi­
onswirkung der Entscheidung des Oberlandesgerichtes Frankfurt vom 17.08.2006 fest­
stehe. Zwar seien das Oberlandesgericht Frankfurt und ihm vorangehend das Landge­
richt Frankfurt zu dem Ergebnis gelangt, dass der Aufbau-Verlag in einen organisati­
onseigenen Betrieb des Kulturbundes umgewandelt worden sei, das Oberlandesgericht 
Frankfurt habe aber letztlich eine. Beweislastentscheidung getroffen. Zutreffend weist 
das Kammergericht darauf hin, dass der Streitverkündete durch die Interventionswir­
kung beweismäßig nicht benachteiligt werden kann, so dass für den Folgeprozess nicht 
die logische Alternative der nicht festgestellten Tatsache als festgestellt gelte. Die 
Rechtsnachfolge nach der Aufbau-Verlag GmbH (1945) stehe daher nicht fest. Das 
Oberlandesgericht Frankfurt habe lediglich nach Beweislastgrundsätzen entschieden, 
dass nicht zweifelsfrei festgestellt werden könne, dass die SED Eigentum an dem VEB 
Aufbau-Verlag erlangt habe.

Vor diesem Hintergrund betont das Kammergericht, dass eben nicht feststehe, dass die 
Aufbau-Verlag GmbH (1990) nicht Rechts- und Vermögensnachfolgerin des Aufbau­
verlages (1945) geworden sei.

XIII. Urteil des Bundesgerichtshofes vom 09.10.2012, Aktenzeichen IX ZR 382/11

Die gegen die Nichtzulassung der Revision gegen das Urteil des Kammergerichtes ein­
gelegte Beschwerde wurde durch Beschluss des Bundesgerichtshofes vom 09.10.2012, 
Aktenzeichen VIII ZR 382/11,

Anlage B 29,

zurückgewiesen.

XIV. Urteil des Landgerichtes Frankfurt a. M. vom 07.10.2011, Aktenzeichen 2-
04 O 605/09

Schließlich hat sich das Landgericht Frankfurt a. M. in einem weiteren vom Beteiligten 
zu 2) gegen die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben geführten 
Rechtsstreit mit den streitigen Rechtsfragen auseinandergesetzt und mit Urteil vom 
07.10.2011,

Anlage B 30,

die vom Beteiligten zu 1) erhobene Klage mit dem Hinweis zurückgewiesen, dass der 
dortige Kläger nicht bewiesen habe, dass die Aufbau-Verlag GmbH nicht eine nach dem 
Treuhandgesetz entstandene Kapitalgesellschaft in Inhaberschaft der Bundesanstalt für 
vereinigungsbedingte Sonderaufgaben gewesen sei. Wörtlich heißt es in der zitierten 
Entscheidung:
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„Die Klageanträge sind unbegründet, da der Kläger nicht bewiesen hat, 
dass die Auflau-Verlag GmbH nicht eine nach dem Treuhandgesetz entstan­
dene Kapitalgesellschaft in Inhaberschaft der Beklagten gewesen ist und die 
Aufbau-Verlag GmbH nicht Inhaberin des Vermögens der am 16. August 
1945 gegründeten Aufbau-Verlag GmbH ist. “

Das Landgericht Frankfurt hat ausdrücklich darauf hingewiesen, dass das Oberlandesge­
richt Frankfurt a. M. in der vom Kammergericht zitierten Entscheidung allein nach Be- 
weislastgrundsätzen entschieden und ausgeftihrt habe, dass nicht zweifelfrei festgestellt 
werden konnte, dass die SED das Eigentum am Aufbau-Verlag erlangt habe.

Es sei aber nicht auszuschließen, dass der Aufbau-Verlag in Parteieigentum übergegan­
gen und anschließend in Volkseigentum überfuhrt worden sei. Hierzu heißt es in der zi­
tierten Entscheidung:

„Es ist danach nämlich nicht auszuschließen, dass der Verlag in Parteiei­
gentum übergegangen und anschließend in Volkseigentum überführt worden 
ist. Dafür spricht zunächst, dass die Aufbau-Verlag GmbH im Jahre 1955 in 
das Register C der Volkseigenen Wirtschaft eingetragen worden und damit
u. U. in einen volkseigenen Betrieb überführt worden ist. Auch in dem Statut 
des Aufbau-Verlages vom 10.01.1951 heißt es, dass der Aufbau-Verlag juris­
tische Person und Rechtsträger von Volkseigentum ist. Ferner ist zu berück­
sichtigen, dass mit Wirkung zum 01.01.1964 u. U eine Reorganisation in 
Form der Verschmelzung zu dem „Aufbau-Verlag Berlin und Weimar“ statt­
gefunden hat. Zudem ist der Kulturbund an einer Verwaltungsvereinbarung 
im April 1984, die die Verwaltungsvereinbarung vom 13.12.1963 abgelöst 
hat, nicht beteiligt gewesen. Dies spricht ebenfalls gegen eine fortbestehende 
Eigentümerstellung des Kulturbundes. Schließlich hat das Präsidium des 
Parteivorstandes der SED/PDS am 22.02.1990 entschieden, dass der Auf­
bau-Verlag rückwirkend ab dem 01.01.1990 in Volkseigentum überführt 
werde. “

Trotz der vom Kammergericht zitierten Entscheidung des Oberlandesgerichtes Frank­
furt a. M. vom 17.08.2006 sind daher die Gerichte in den nachfolgenden Entscheidun­
gen davon ausgegangen, dass der Aufbau-Verlag wirksam in Volkseigentum überführt 
und dementsprechend mit Wirkung zum 01.07.1990 auf der Grundlage des Treuhandge­
setzes in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung umgewandelt werden konnte. Alle 
nachfolgenden Entscheidungen haben hervorgehoben, dass das Oberlandesgericht 
Frankfurt a. M. lediglich eine Beweislastentscheidung getroffen hat, was die Beteiligten 
zu 2) und 3) in ihrer Beschwerde an das Kammergericht geflissentlich verschwiegen 
haben. Selbst wenn das Registergericht an der diesseits vertretenen und durch die vor­
stehend zitierte Rechtsprechung gestützten Rechtsauffassung Zweifel haben sollte, 
kommt eine Löschung des Umwandlungsvermerks nicht in Betracht, da Voraussetzung 
hierfür ist, dass völlig Zweifels- und bedenkenfrei ein wesentlicher Mangel vorliegt.
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XV. Zusammenfassung

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die vorstehend zitierte Rechtsprechung belegt, 
dass der Aufbau-Verlag im Eigentum der SED gestanden hat und von dieser in Volksei­
gentum überführt werden konnte, so dass er anschließend nach den Bestimmungen des 
Treuhandgesetzes in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung im Aufbau umgewan­
delt wurde. Dem steht die vom Kammergericht zitierte Beweislastentscheidung des 
Oberlandesgerichtes Frankfurt vom 17.08.2006 nicht entgegen. Jedenfalls wird man 
nicht zu dem Ergebnis kommen können, dass die Unzulässigkeit der Eintragung des 
Umwandlungsvermerks zweifelsfrei feststeht. Dies ist aber Voraussetzung für die von 
den Beteiligten zu 2) und 3) beantragte Löschung.

Der Antrag ist daher zurückzuweisen.

Mit freundlichen Grüßen
KPMG Rechtsanwaltsgesellschaft mbH


